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Antrag 

der Abgeordneten Annelie Buntenbach, Cem Özdemir, Gila Altmann (Aurich), 
Angelika Beer, Amke Dietert-Scheuer, Franziska Eichstädt-Bohlig, Antje Hermenau, 
Ulrike Höfken, Michaele Hustedt, Monika Knoche, Dr. Manuel Kiper, Dr. Angelika 
Köster-Loßack, Steffi Lemke, Oswald Metzger, Kerstin Müller (Köln), Winfried 
Nachtwei, Egbert Nitsch (Rendsburg), Simone Probst, Dr. Jürgen Rochlitz, 
Christine Scheel, Irmingard Schewe-Gerigk, Ursula Schönberger, Marina Steindor, 
Christian Sterzing, Ludger Volmer und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Maßnahmen gegen Rechtsextremismus 


Der Bundestag wolle beschließen: 


L Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Höchststand rechtsextrem motivierter Straftaten und die ho- 
hen Wahlergebnisse für rechtsextreme Parteien sind besorgniser- 
regend und erfordern dringendes politisches Handeln. Dafür ist 
ein abgestimmtes Vorgehen von Bund und Ländern im Rahmen ei- 
nes Bund-Länder-Programms notwendig. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. den Schutz der potentiellen Opfer rechtsextremer Straf- und 
Gewalttaten zu verbessern und dazu insbesondere in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern und Kommunen Anlaufstellen ein- 
zurichten, die konkrete rechtliche und soziale Unterstützung 
bieten und die Öffentlichkeit über das Ausmaß von Diskrimi- 
nierung und rechtsextremer Gewalt informieren können; 

2. für eine bessere Aufklärung Sorge zu tragen und in Zusammen- 
arbeit mit den Ländern dezentrale Beratungsstellen einzurich- 
ten, deren Aufgabe insbesondere die Beratung und Ausbildung 
kommunaler oder schulischer Stellen sein soll, die Unterstützung 
von antifaschistischen Initiativen und die Überprüfung von 
pädagogischen Systemen in Schule und Jugendhilfe; 

3. zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit eine zentrale und trans- 
parente Stelle einzurichten, deren Aufgabe insbesondere die Be- 
obachtung, Dokumentation und Analyse rechtsextremer Ten- 
denzen sowie die Information der Öffentlichkeit ist. Sie soll zur 
frühzeitigen Erkennung von Problemlagen beitragen. Darüber 
hinaus soll eine Dunkelfelduntersuchung durchgeführt werden, 
um das tatsächliche Ausmaß rechtsextremer Gewalt zu erfassen; 



Drucksache 13/10866 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


4 . demokratisch orientierte Jugendszenen zu schützen und zu för- 
dern und dazu ein Aktionsprogramm aufzulegen, mit dem ins- 
besondere in Gebieten, die von Rechtsextremen zu „national 
befreiten" oder „ausländerfreien" Zonen erklärt wurden, ge- 
schützte Räume geschaffen werden, in denen sich demokra- 
tisch orientierte Jugendliche aufhalten können ohne der Ge- 
fahr einer Bedrohung von Rechtsextremen ausgesetzt zu sein. 
Ziel muß sein, in diesen Gebieten die volle Bewegungsfreiheit 
auch für Minderheiten oder politische Gegnerinnen und Geg- 
ner der Rechtsextremen wiederherzustellen; 

5. zusammen mit den Ländern die Form der akzeptierenden Ju- 
gendarbeit mit dem Ziel zu überdenken, daß Rechtsextremen 
und Neonazis nicht weiterhin Räume und Infrastruktur für ihre 
politische Tätigkeit überlassen, werden sowie im Rahmen von 
Projekten alternative und präventive Formen der Jugendarbeit, 
wie sie z. B. in vielen Fußball-Fanprojekten durchgeführt wer- 
den, anzuregen. Die Jugendarbeit muß durch qualifizierte und, 
jenseits von Arbeitsförderungsmaßnahmen, dauerhaft beschäf- 
tigte Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter verstetigt werden; 

6. einen Gesetzentwurf für ein Verweigerungsrecht vorzulegen, 
das es Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Beam- 
tinnen und Beamten ermöglicht, ihre Mitwirkung an Pro- 
duktion und Verbreitung von Propaganda rechtsextremer Par- 
teien zu verweigern und es rechtsextremen Parteien so zu 
erschweren, für die Verbreitung ihrer Propaganda auf Dienst- 
leistungen Unbeteiligter zurückzugreifen; 

7. die Strafverfolgung von Gewaltstraftaten zu intensivieren und 
dazu zusammen mit den Ländern Maßnahmen zu entwickeln, 
die im Rahmen geltenden Rechts insbesondere vermehrte 
Schwerpunktermittlungen und präventive Bestreifungen von 
Orten, die als Treffpunkte rechstextremer Gewalttäter bekannt 
sind, ermöglichen. Justizorganisatorisch muß für zeitnahe Ge- 
richtsverfahren Sorge getragen werden; 

8. in Zusammenarbeit mit den Ländern eine bessere Aus- und 
Weiterbildung der Sicherheitskräfte anzustreben und diese 
insbesondere für Probleme des Rechtsextremismus zu sensibi- 
lisieren und Defizite in der Analyse des Rechtsextremismus zu 
beheben, wie sie insbesondere durch die verbreitete und un- 
differenzierte Gleichsetzung von Links- und Rechtsextremis- 
mus entstehen; 

9. Maßnahmen zur Bekämpfung von NS-Musik zu ergreifen, ins- 
besondere die Voraussetzungen für zügige Indizierungsver- 
fahren zu schaffen und in Zusammenarbeit mit den Ländern 
sicherzustellen, daß durch NS-Musikkonzerte keine rechts- 
freien Räume für die Verbreitung von Rassenhaß, Gewaltauf- 
rufen und NS-Symbolen entstehen. 


Bonn, den 28. Mai 1998 

Annelie Buntenbach Gila Altmann (Aurich) 

Cem Özdemir Angelika Beer 
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Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Antje Hermenau 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Monika Knoche 
Dr. Manuel Kiper 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Oswald Metzger 
Winfried Nachtwei 


Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Simone Probst 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Christine Scheel 
Irmingard Schewe-Gerigk 
Ursula Schönberger 
Marina Steindor 
Christian Sterzing 
Ludger Volmer 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Die hohen Wahlergebnisse rechtsextremer Parteien spiegeln vor 
allem bei Jugendlichen rechtsextreme Einstellungen wider. Daß 
dieses Gedankengut häufig diffus ist, mindert das Problem nicht. 
Eine Fülle von Einstellungsstudien, die seit 1980 für die alten Bun- 
desländer und seit 1990 auch für die neuen Bundesländer erstellt 
wurden, belegen ein weitgehend konstantes rechtsextremes Ein- 
stellungspotential von ca. 13 bis 15 %. Rechtsextreme Parteien 
können daher auf ein hohes Potential zurückgreifen. Zudem nut- 
zen sie in ihrem Bestreben, das bestehende demokratische System 
in demagogischer Weise anzugreifen, zur Mobilisierung soziale 
Problemlagen, wie die hohe Arbeitslosigkeit, Politikverdrossenheit 
oder Unmut über Bürokratie. 

Besorgniserregend ist die Zunahme der rechtsextrem und frem- 
denfeindlich motivierten Gewalttaten seit Anfang der 90er Jahre. 
Vor allem in den fünf neuen Ländern haben Neonazis durch neue 
Formen der Propaganda, wie Videos oder NS-Musik-Konzerte, 
zahlreiche Anhänger geworben, von denen sich viele in der Bun- 
deswehr an der Waffe ausbilden lassen. Neonazis haben sich so 
ein subkulturelles Umfeld geschaffen, indem sie gezielt versuchen, 
durch die Schaffung „ausländerfreier Zonen" oder „national be- 
freiter Zonen" die Macht über Jugendzentren und öffentliche Plät- 
ze zu erlangen und dort ihre rassistischen und völkischen Vorstel- 
lungen durchzusetzen. Angst und partielle Akzeptanz in der 
Bevölkerung haben dazu geführt, daß sie in Einzelfällen damit er- 
folgreich sind. Opfergruppen der Rechtsextremen können sich an 
diesen Plätzen nicht mehr angstfrei im öffentlichen Raum bewe- 
gen. Diese Zustände sind nicht hinnehmbar. 

Fremdenfeindlich und rechtsextrem motivierte Gewalttäter sehen 
sich immer dann ermutigt, wenn sie das Gefühl haben in Über- 
einstimmung mit den Ansichten weiter Teile der Bevölkerung zu 
handeln. Die Opfer rechtsextremer Gewalt sind zumeist Men- 
schen, die auch von der Gesellschaft ausgegrenzt werden. Zur Aus- 
grenzung von Minderheiten trägt die Politik insbesondere durch 
die Verschärfung sozialer Ungleichheiten und durch eine restrik- 
tive Ausländer- und Flüchtlingspolitik bei. Sie hat dadurch in der 
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Gesellschaft ein Klima von Konkurrenz, Angst und Ellenbo- 
genmentalität geschaffen, indem sich die sozial Stärkeren auf Ko- 
sten der Ausgrenzung der sozial Schwächeren durchsetzen. 

Zur Verschärfung des Problems des Rechtsextremismus tragen Ver- 
suche von demokratischen Politikerinnen und Politikern bei, den 
rechten Rand durch die Übernahme einzelner rechtsextremer Po- 
sitionen wieder einzubinden. Dadurch werden rechtsextreme Auf- 
fassungen in die Mitte der Gesellschaft transportiert und dort ver- 
ankert. Rechtsextreme Positionen werden so schwerer abgrenzbar 
und rechtsextremen Parteien ihre Vermittlung erleichtert. . 

Dem Rechtsextremismus muß statt dessen mit der Vermittlung de- 
mokratischer Werte einer toleranten, solidarischen, emanzipatori- 
schen und integrativen Gesellschaft begegnet werden. Seine po- 
litische Bekämpfung erfordert ein deutliches Bekenntnis zur 
Realität der multikulturellen Gesellschaft und der Tatsache, daß 
die Bundesrepublik Deutschland ein Einwanderungsland ist. Es 
muß offensiv deutlich gemacht werden, daß eine demokratische 
Gesellschaft aus vielfältigen sozialen, religiösen oder kulturellen 
Minderheiten besteht. Da wo Minderheiten an den Rand gedrängt 
werden, müssen sie offensiv in die Mitte der Gesellschaft zurück- 
geholt werden. 

Notwendig ist daher eine sozial ausgeglichene Politik, insbeson- 
dere effektive Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
der Schutz benachteiligter Minderheiten gegen Anfeindungen 
und Diskriminierungen, ein gesicherter Aufenthaltsstatus und 
mehr Rechte für Migrantinnen und Migranten sowie die Möglich- 
keit einer schnelleren Einbürgerung und einer doppelten Staats- 
bürgerschaft. Die Abschottungspolitik der Bundesregierung nach 
Außen muß ersetzt werden durch eine vom Gedanken der Huma- 
nität geleiteten Flüchtlingspolitik. Einwanderinnen und Einwan- 
derer müssen durch Integrationsmaßnahmen schneller in die Ge- 
sellschaft eingegliedert werden und dürfen nicht länger außen vor 
stehen. 

Die Bekämpfung des Rechtsextremismus darf nicht nur Aufgabe 
von politischen Entscheidungsträgern, sondern muß ein Anliegen 
aller demokratisch denkenden Menschen sein. Sie muß Anstren- 
gungen auf der Ebene der Parlamente ebenso umfassen wie das 
alltägliche Engagement von Bürgerinnen und Bürgern am Ar- 
beitsplatz, in der Schule oder in anderen Lebensbereichen. Dazu 
ist eine Mobilisierung aller demokratischen Kräfte in der Gesell- 
schaft notwendig. Zivilcourage und Engagement, die schon jetzt 
in zahlreichen und vielfältigen antifaschistischen Initiativen oder 
in Initiativen zum Schutz von Minderheiten ihren Ausdruck fin- 
den, müssen stärker gefördert werden. 
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